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MAI 1990 

Müllvermeidung 
Der Vorstand der SPD-Papenburg begrüßte es, dass der 

Landkreis Emsland zukünftig auf die Verbrennung von 

Hausmüll verzichten wollte. Gleichzeitig bat er alle Bürger, 

einen Beitrag zur Vermeidung von Hausmüll zu leisten. 

Verpackungen machten 50 % des Hausmülls aus. Sie waren 

praktisch und bequem, sind schön anzusehen, vielfach aber 

nicht notwendig und eine Belastung für die Umwelt. Die 

Rechnung bezahlten die Verbraucher und Verbraucherinnen 

und dies gleich mehrfach:   

1. direkt im Laden für die Verpackung,  

2. über die Abfallgebühren für die Beseitigung als Müll 

und  

3. über Steuern, Kranken- und Rentenversicherungs-

beiträge für die Behebung von Schädigungen von 

Umwelt und Gesundheit durch Müllverbrennung und 

Deponierung.  

Der Vorstand forderte deshalb umwelbewußte Bürger 

sowie auch den Handel auf, ihre Möglichkeiten zu nutzen, 

um Druck auf die Bundesregierung und Industrie aus zu 

üben, ein umfassendes Konzept für eine umweltverträg-

liche Abfallpolitik zu entwickeln. Schon jetzt könnten alle 

Verbraucher in Papenburg gegen den Verpackungswahn 

Maßnahmen ergreifen.  

Die SPD in Papenburg forderte alle Bürger auf: Packen 

Sie nach dem Einkauf die Waren an der Kasse aus und 

geben Sie die Verpackung zurück!  Kaufen Sie bei 

Getränken Mehrwegflaschen!  Lassen Sie Blumensträuße 

nicht in Klarsichtfolie einpacken!  Benutzen Sie keine 

Plastiktüten beim Einkauf! 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Zur Landtagswahl im Mai 1990 

Die Zahlen belegten eindeutig, dass in Papenburg die SPD 

gegen den Landestrend Stimmen verlor, die CDU aber noch 

leicht zulegte. Der Grund wurde im Wesentlichen darin 

gesehen, dass es der CDU gelungen war, Angst vor dem 

Versiegen von Geldmitteln für die Region in der Bevölkerung 

zu schüren. Diese Angst war zwar verständlich, doch sollte 

klar sein, dass auch bei einem anderen Wahlausgang einige 

Finanzierungsprogramme ausgelaufen wären.  

Die Papenburger SPD stand zu den gemeinsam angefangenen 

Projekten wie z.B. Alte Meyer-Werft, Mercedes-Teststrecke 

(unter dem Vorbehalt der Akzeptanz nach einer Umweltver-

träglichkeitsprüfung). Die SPD unterstützte die Beschäf-

tigungsinitiativen BIP und Recyclinghof. Sie forderte für diese 

und weitere Maßnahmen zur Bekämpfung von Langzeitar-

beitslosigkeit auch weiterhin die Förderung durch die neue 

Landesregierung. Ebenfalls vordringlich forderte der Vorstand 

die Unterstützung des DIZ. Über Inge Lemmermann sollte 

durch die Landtagsfraktion der Vorschlag von Rolf Wernstedt 

zur Errichtung eines Fonds für Gedenkstätten möglichst 

umgehend umgesetzt werden. Dieser Titel sollte gut 

ausgestattet sein und nicht nur für Bergen- Belsen sondern 

auch für das DIZ in Frage kommen. Aus diesem Fond müssten 

dann unverzüglich Mittel beantragt werden. Auch die SPD-

Kreistagsfraktion sollte bei der Kreisverwaltung Druck 

machen, damit möglichst noch in diesem Jahr mit dem Bau des 

DIZ begonnen werden könnte. Die SPD in Papenburg 

unterstützte voll inhaltlich die sozialen Aktivitäten des 

Bürgermeisters Heinrich Hövelmann. Über den plötzlichen 

Sinneswandel im ökologischen Bereich (Ablehnung der 

Müllverbrennung) war sie aber weniger überrascht als 

vielmehr bestürzt. Die Wandlung vom Paulus könnte dem 

Bürgermeister nicht abgenommen werden. Hier schien eher 

eine destruktive Trotzhaltung vorzuliegen, die nicht gerade die 

beste Voraussetzung für die Lösung der anstehenden Müll-

probleme war. Es schien nahezu so, als ob Hövelmann nur auf 

die Gelegenheit gewartet hätte, mit Häme zu sagen: "Ihr könnt 

es auch nicht besser!" Vom Willen zur Problemlösung war 

jedenfalls nichts erkennbar.  

Den Vorstand beschäftigten nun neben den Bundestagswahlen 

auch die kommenden Kommunalwahlen. Wegen des negativen 

Wahlausgangs in Papenburg sollte frühzeitig eine Wahlkampf-

kommission gebildet werden. Themen müssten reine kommu-

nale Themen sein, um vom "Angst-Druck", der über der SPD 

liegt, wegzukommen. Auf der nächsten Vorstandssitzung sollte 

auch bereits über eine Kandidatenliste gesprochen werden, um 

neue Kandidaten rechtzeitig in der Öffentlichkeit bekannt zu 

machen. Mit dem Thema "Gesamtschule" wollte die örtliche 

SPD zunächst noch nicht in die Öffentlichkeit. Das 

Negativimage, welches der Schulpolitik anhaftete, sollte 

zunächst durch Ruhe und Besonnenheit wieder ausgeglichen 

werden. 
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 JUNI 1990 

 

Ems-Zeitung 13.06.1990 

JULI 1990 

Auf der Mitgliederversammlung am 2.7.1990 verabschiedeten 

die Mitglieder den Antrag:  

„Der SPD-Ortsverein in Papenburg stimmt dem Bau einer 

Teststrecke in Papenburg unter der Voraussetzung zu, dass bei 

der Umweltverträglichkeitsprüfung keine Bedenken gegen den 

Bau der Teststrecke auftauchen, dort kein neues Industrie-

gebiet für Folgeindustriebetriebe im Flächennutzungsplan 

ausgewiesen wird, die Verkehrsanbindung optimiert wird und 

ökologische Ausgleichsf1ächen vorgehalten werden.“  

Der SPD-Ortsverein forderte die SPD-Landtagsfraktion und 

die Landesregierung auf, den Bau der Mercedes-Teststrecke zu 

unterstützen, wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind. 

Begründung: „Wir brauchen in unserer von Arbeitslosigkeit 

gebeutelten Region weitere Arbeitsplätze. Die Argumentation, 

dass durch die Teststrecke wertvolles Moor zerstört wird, ist 

verständlich. Es sind jedoch genügend weitere Moorflächen 

vorhanden, die bei entsprechender Wiedervernässung das 

Konzept "Naturpark Moor" nicht gefährden. Im Gegenteil, es 

könnte wahrscheinlich gerade dieses Konzept durch Aus-

gleichszahlungen sogar noch früher verwirklicht werden.“  

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Zum Kommentar von Hans Brauer "Hungerkur" beim Artikel in der Ems-

Zeitung "Kein Geld für Mercedes"  

In einem Kommentar warf Hans Brauer Inge Lemmermann 

vor, sie hätte keinen Einfluss in Hannover und die neue 

Landesregierung  würde Politik gegen das Emsland machen. 

Der Ortsausschuss der SPD-Papenburg sprach sich entschieden 

gegen die Unterstellung in dem Kommentar von Hans Brauer - 

dem Vordenker der CDU in Papenburg - aus, eine Koalition 

von SPD und GRÜNEN in Hannover bedeutete den Untergang 

des Emslandes.  
„Wird das der neue Politikstil der CDU?“, fragte die SPD. 

Sie empfahl der CDU, nicht, wie sonst üblich, Herrn Brauer in 

seiner Argumentation zu folgen. Die SPD-Mitglieder fragten 

sich, ob es fairer Journalismus war, wenn auf der Nordwest-

seite 400 geplante Arbeitsplätze bei der Teststrecke unterstellt 

würden, obwohl nie von mehr als 300 Arbeitsplätzen im 

Endstadium des Ausbaus ausgegangen wurde. 

„War Herr Brauer eigentlich bei den Koalitionsverhandlungen 

dabei, dass er den Einfluss von Inge Lemmermann beurteilen 

kann?“ fragten sich die Ortsausschussmitglieder. Von den 

Veranstaltungen, die die Ems-Zeitung begleitet hatte, sollte 

Herr Brauer doch ganz genau wissen, dass sich der Unter-

bezirk der SPD mit der Vorsitzenden Inge Lemmermann 

immer für die arbeitsmarktpolitisch sinnvollen Projekte im 

Emsland - dazu gehört die Mercedes-Teststrecke und der 

Recyclinghof  - ausgesprochen hatte. „Glaubt Herr Brauer 
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denn, es zahlte sich aus, wenn man jemand mit unredlichen 

Argumenten in die Pfanne haut, um ihn dann anschließend um 

Unterstützung zu bitten?“ Die SPD-Ortausschussmitglieder 

fragten sich angesichts des Kommentars, ob die Situation der 

CDU im Emsland von Herrn Brauer als so desolat angesehen 

wurde, dass er nun ein neues Feindbild aufbauen musste, um 

die Emsländer bei kommenden Wahlen hinter der CDU als 

"Retter des Emslandes" vereinigen zu können.  Hatte Hans 

Brauer die Kampagne gegen die integere und beliebte SPD-

Politikerin Inge Lemmermann vielleicht nur deshalb 

"ausbaldowert", um von möglichen Skandalen von CDU-

Politikern im Zusammenhang mit den Fördervorhaben im 

Emsland abzulenken? 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Bericht aus dem Vorstand 

Vor einem Jahr wurde in Aschendorf eine Ortsteilgruppe 

gegründet. Die Genossen wollten nun gerne einen eigen-

ständigen Ortsverein bilden. Sie stellten beim SPD-Unter-

bezirk Emsland einen Antrag auf Selbständigkeit. Hintergrund 

dieses Antrages war auch die veränderte Position der Genossen 

in Aschendorf zum Gesetzgebungsverfahren über zur Selb-

ständigkeit von Aschendorf. Sie wollten mit Forderungen nach 

der Selbständigkeit Aschendorfs politisch offensiv werden und 

die bisherige Haltung der Papenburger SPD, die besagte, dass 

Aschendorf zu Papenburg gehörte, verlassen. 

Der Vorstand des Ortsvereins Papenburg war der Auffassung, 

dass mit einem eigenen Ortsverein die Genossen in Aschen-

dorf besser ihre Interessen vertreten könnten und die konkrete 

Arbeit nicht durch Streitigkeiten in der Frage der Trennung 

von Papenburg und Aschendorf belastet würde.  

Bei den Koalitionsverhandlungen in Hannover versuchte die 

SPD, das Gesetz zur Reform der Gebietsreform rückgängig zu 

machen. Die GRÜNEN wollten jedoch noch mehr Gemeinden 

in die Gebietsreform einbringen, so dass man sich einigte, das 

Gesetz in der jetzigen Form zu belassen und keine weiteren 

Gemeinden in die Reform der Gebietsreform zu übernehmen. 

Wenn also die Klage in Karlsruhe keinen Erfolg hätte, sollte 

das Gesetz zum 1.9.1990 in Kraft treten und dann würde die 

Trennung von Papenburg und Aschendorf vollzogen.  

Der SPD-Unterbezirk entsprach dem Antrag auf Gründung 

eines eigenen Ortsvereins in Aschendorf. In der Regel sollten 

die politischen Grenzen einer Gemeinde auch die Grenzen 

eines Ortsvereines sein. Das Organisationsstatut der SPD sah 

aber auch die Möglichkeit der Bildung von mehreren eigen-

ständigen Ortsvereinen in einer Kommune vor. Der SPD-

Unterbezirk wäre dann für die Festlegung der Ortsvereins-

grenzen zuständig. Da die Festlegung der Gemeindegrenzen 

sich aber möglicherweise bis zum Dezember oder gar noch 

später hinziehen könnte, der Aschendorfer Ortsverein aber 

umgehend gegründet werden sollte, wäre eine Übergangs- 

bzw. Ausnahmeregelung erforderlich. Aus diesem Grund 

trafen sich die Vorstände des Ortsvereines Papenburg und des 

Ortsverbandes Aschendorf, um die Trennung der beiden 

Ortsvereine zu organisieren.  

Die Mitglieder im Grenzbereich zwischen den beiden Orts-

vereinen könnten sich in der Übergangszeit entscheiden, ob sie 

im Ortsverein Papenburg bleiben oder in den Ortsverein 

Aschendorf wechseln wollten.  

Die Genossen in Rhede, die bis jetzt vom Ortsverein 

Papenburg betreut wurden, sollten von der Geschäftsstelle des 

Unterbezirks befragt werden, durch welchen Ortsverein sie 

betreut werden wollten, bzw. es sollte versucht werden, einen 

eigenständigen Ortsverein Rhede zu gründen.   

Volker und Uwe Eissing waren bei einer Vorstandssitzung 

anwesend. Die beiden äußerten den Wunsch nach Zusam-

menarbeit mit der der SPD-Fraktion. Die Fraktion hatte ihnen 

gesagt, dass dies für die SPD nicht machbar wäre. Es käme nur 

eine Mitarbeit in Frage, wenn die KAK-Fraktion sich auflöste 

und deren Mitglieder SPD-Mitglieder würden. Die Brüder 

Eissing hätten dies in der KAK-Fraktion diskutiert. Sie selbst, 

so erklärten sie, seien zu diesem Schritt bereit, weil sie von der 

Entwicklung der GRÜNEN enttäuscht wären. Vor allem in der 

derzeitigen Situation wäre mit den Grünen Politik nicht 

machbar. Sie wiesen dazu auf deren Positionen zur Mercedes-

Teststrecke, zum Kernkraftwerk Lingen und zu Autobahnen 

hin. Lambert Ahrens als weiteres Mitglied der KAK-Fraktion 

fühlte sich immer noch als SPD-Mitglied, während man dem 

dritten KAK-Fraktionsmitglied Valentin Gerber nach so kurzer 

Austrittszeit aus der CDU den Schritt zur SPD noch nicht 

zumuten könnte. Roland Seemann erläuterte die Bedenken 

eines Teiles der Fraktionsmitglieder, die sich hierüber bereits 

ausführlich unterhalten hätten. Die Bedenken lägen in der 

Fraktion z.T. darin begründet, dass die Obenender Genossen 

befürchteten, dass ihnen selbst Stimmen verloren gehen 

könnten und auf der anderen Seite sie große Schwierigkeiten 

hätten, diese neue Situation ihren Wählern zu erklären. Der 

Vorstand diskutierte mit den Brüdern Eissing noch verschie-

dene Punkte wie z.B. die Zeitung Schienfatt. Dabei wurde von 

Barbara Gruner auch Kritik am menschlichen Verhalten der 

Brüder deutlich. Insgesamt machte sich aber ein vorsichtiger 

Optimismus breit, dass ein Beitritt der Eissing-Brüder in die 

SPD auch ein wenig frischen Wind in die Fraktion und in das 

öffentliche Bild der SPD bringen könnte, besonders da die 

letzten Wahlen in Papenburg ein negatives Wahlergebnis 

gebracht hätten. Eine Abstimmung über den möglichen Beitritt 

wurde bei der Sitzung nicht durchgeführt. Es wurde aber 

vereinbart, dass Roland Seemann und Peter Raske mit den 

Obenender Genossen noch ein Gespräch am Wochenende 

führen sollten, weil ein Beitritt gegen den Willen eines Teils 

der Fraktion für den Vorstand nicht in Frage käme. Wenn es zu 

einer Einigung käme, sollte der Beitritt der Eissing-Brüder 

aber noch vor den Sommerferien erfolgen. Falls es zu einer 

Zusammenarbeit kommen sollte, müsste in einer Presse-

mitteilung deutlich gemacht werden, dass der Wunsch nach 

Zusammenarbeit von den Brüdern Eissing ausging. 

 

 

 

 


